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unentgeltlich auf die Nachfolgegeneration 
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EINE IMMER WIEDER AUFTAUCHENDE STEUERFALLE – 
VORBEHALTSNIESSBRAUCH BEI EHEGATTEN 

Der Vorbehaltsnießbrauch an Grundstücken ist ein belieb-
tes Gestaltungsmittel, um das Vermögen bereits auf die 
Nachfolgegeneration zu übertragen, dem oder den Vermö-
gensüberträger(n) jedoch die Grundstückserträge weiter-
hin zu sichern.

Der Vorteil des Vorbehaltsnießbrauchs ist, dass der Vorbe-
haltsnießbraucher weiterhin das Recht hat die Abschrei-
bungen für das Gebäude vorzunehmen. Darüber hinaus ist 
es auch gestaltbar, dass er die von ihm getragenen Kosten 
für größere Erhaltungsmaßnahmen weiterhin als Wer-
bungskosten abziehen kann.

Vorsicht ist jedoch geboten, wenn ein Mietobjekt nur ei-
nem Ehegatten gehört, dieser jedoch die Übertragung auf 
die Abkömmlinge unter dem Vorbehalt des Nießbrauchs 
zugunsten der Eheleute vornimmt. Hier wird in der Praxis 
durch Notare häufig nicht auf das nachfolgende Problem 
hingewiesen.

Denn soweit nur ein Ehegatte Eigentümer der auf die Kin-
der übertragenen Immobilie ist und der Nießbrauch für die 
Eheleute vorbehalten wird, geht die Berechtigung zum Ab-
zug der Gebäudeabschreibungen zu 50 v.H. verloren.

Die Abschreibungsberechtigung besteht ausschließlich für 
den früheren Eigentümer = jetzt Quasi-Eigentum lt. BFH.

Der andere Ehepartner hat lediglich einen Zuwendungsnieß- 
brauch erhalten, der keine Berechtigung zur Inanspruch-
nahme von Abschreibungen auslöst.

Sollten Sie sich mit derartigen Vermögensübertragungen 
auseinandersetzen, sollten Sie dringend das Gespräch mit 
Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steuerberater suchen. Sie 
werden Ihnen die Wege aufzeigen, die das vorstehende Er-
gebnis verhindern.
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EINE IM ERGEBNIS BÖSE ENTSCHEIDUNG DES BUNDES-
FINANZHOFS FÜR KIRCHENSTEUERZAHLER: KEIN VER-
LUSTAUSGLEICH MIT EINEM KIRCHENSTEUER-ERSTAT-
TUNGSÜBERHANG 

Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Ein Erstattungs-
überhang aus zurückgezahlter Kirchensteuer kann nach 
Auffassung des IX. Senats des BFH nicht mit Verlustvorträ-
gen ausgeglichen werden und ist daher als Einkommen zu 
versteuern.

Im Streitfall wurde den Klägern für das Streitjahr 2012 in 
den Vorjahren gezahlte Kirchensteuer erstattet, da sich auf-
grund einer für diese Jahre durchgeführten Außenprüfung 
das zu versteuernde Einkommen gemindert hatte.

Die Kläger gingen davon aus, dass der sich hieraus ergeben-
de Erstattungsüberhang aus Kirchensteuer i.H.v. 166.744 € 
mit einem Verlustvortrag aus den Vorjahren zu verrechnen 
sei. Finanzamt, Finanzgericht und schließlich auch der Bun-
desfinanzhof lehnten dies ab.

Einkommensteuerrechtlich ist die gezahlte Kirchensteuer 
als Sonderausgabe abzugsfähig (§ 10 Abs. 1 Nr. 4 EStG). 
Sonderausgaben mindern nicht bereits den Gesamtbetrag 
der Einkünfte, sondern erst das Einkommen (§ 2 Abs. 4 
EStG).

Die Erstattung von in Vorjahren gezahlter Kirchensteuer 
wird vorrangig mit Kirchensteuerzahlungen desselben 
Jahres verrechnet. Entsteht dabei ein Kirchensteuer-Erstat-
tungsüberhang, führt dies nach einer seit 2012 geltenden 
Neuregelung zu einem „Hinzurechnungsbetrag“ (§ 10 Abs. 
4b EStG).

Bislang ungeklärt war, ob der Hinzurechnungsbetrag – ver-
gleichbar mit einer Einkunftsart – den Gesamtbetrag der 
Einkünfte erhöht und folglich dann durch einen Verlustvor-
trag, der nach der einschlägigen gesetzlichen Regelung (§ 
10d Abs. 2 EStG) vom Gesamtbetrag der Einkünfte abzuzie-
hen ist, ausgeglichen werden kann.

Der BFH begründet die Ablehnung einer dahin gehenden 
Verlustverrechnung damit, dass der Kirchensteuer-Erstat-
tungsüberhang wie die ursprüngliche gezahlte Kirchen-
steuer als – negative – Sonderausgabe zu berücksichtigen 
ist. Durch die Hinzurechnung kann es daher – wie im Streit-
fall – dazu kommen, dass Einkommensteuer gezahlt wer-
den muss, obwohl der Gesamtbetrag der Einkünfte nach 
Verlustausgleich 0 € beträgt.

Es kommt dann zu einer Besteuerung allein des Vorteils 
aus der Erstattung von (früheren) Abzugsbeträgen. Dies 
gilt auch dann, wenn sich die erstatteten Kirchensteuern 

ALLE STEUERZAHLER
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im Zahlungsjahr letztlich nicht steuermindernd ausgewirkt 
haben, da der mit § 10 Abs. 4b EStG verfolgte Vereinfa-
chungszweck verfehlt würde, wenn dies in jedem Einzelfall 
ermittelt werden müsste.

MUSS EIN HÄUSLICHES ARBEITSZIMMER FÜR DIE BE-
RUFLICHE TÄTIGKEIT ERFORDERLICH SEIN? 

Die Finanzbehörden schaffen für den Abzug von Aufwen-
dungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten gern 
immer wieder neue Hürden.

In dem Streitfall ging es um die Beantwortung der Frage, ob 
eine Flugbegleiterin die Aufwendungen für ein Arbeitszim-
mer als Werbungskosten steuermindernd abziehen kann.

Die Finanzbehörden und auch das Finanzgericht hatten die 
Rechtsauffassung vertreten, dass der Abzug ausgeschlos-
sen sei, weil der Beruf der Flugbegleiterin kein Arbeitszim-
mer erfordere.

Dieser Rechtsauffassung ist der Bundesfinanzhof entge-
gengetreten. Nach seiner Auffassung ist es unerheblich, ob 
das Arbeitszimmer für die Ausübung der beruflichen Tätig-
keit erforderlich sei.

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs kommt es aus-
schließlich darauf an, ob das häusliche Arbeitszimmer aus-
schließlich oder nahezu ausschließlich für betriebliche oder 
berufliche Zwecke verwendet wird.

GEFAHREN DURCH DIE ABGABE VON STEUERERKLÄ-
RUNGEN, IN DENEN EINE VON DEN FINANZBEHÖRDEN 
ABWEICHENDE RECHTSAUFFASSUNG VERTRETEN WIRD

In der Praxis stellt sich häufig die Frage, wie man sich im 
Rahmen der Abgabe von Steuererklärungen verhalten soll, 
wenn die durch die Finanzbehörden vertretene Rechtsauf-
fassung nicht unumstritten ist; wobei derartige Fallgestal-
tungen in der Praxis in zunehmendem Maße gegeben sind.

An dieser Stelle muss jedoch vor dem leichtfertigen Um-
gang mit derartigen Situationen gewarnt werden. In der 
Veröffentlichung eines Finanzrichters und einer Doktoran-
din wird auf die bestehenden Gefahren hingewiesen.

Demnach darf eine abweichende Rechtsauffassung im 
Rahmen der Abgabe der Steuererklärung (inklusive der 
Abschlüsse etc.) nicht schlicht umgesetzt werden. Vielmehr 

muss die Finanzbehörde über diese Handlung informiert 
werden, um ihr die Gelegenheit zu bieten, eine Gegenposi-
tion zu vertreten.

Die Verfasser der Veröffentlichung weisen darauf hin, dass 
die fehlende Offenbarung des Vertretens einer vom Fiskus 
abweichenden Rechtsauffassung steuerstrafrechtliche Re-
levanz haben kann und somit möglicherweise bereits der 
Anfangsverdacht einer Steuerhinterziehung gegeben ist.

Aus den vorstehenden Gründen sollten Sie diese Fragestel-
lung sehr kritisch mit Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steuer-
berater diskutieren.

REDUZIERUNG DES SOLIDARITÄTSZUSCHLAGS GEPLANT

Das Bundeskabinett hat am 21.08.2019 den Gesetzesent-
wurf eines Gesetzes zur Rückführung des Solidaritätszu-
schlags auf den parlamentarischen Weg gebracht. Der So-
lidaritätszuschlag wird danach in 90 % der Fälle – also nur 
teilweise – wegfallen.

Derzeitige Rechtslage
Seit dem 01.01.1995 wird nach dem Solidaritätszuschlag-
gesetz 1995 (SolZG) ein Solidaritätszuschlag zur Einkom-
men- und Körperschaftsteuer erhoben. 

Erhoben wird der Solidaritätszuschlag insbesondere zur 
veranlagten Einkommensteuer, zu den Einkommensteu-
er-Vorauszahlungen und zur Lohnsteuer, auch wenn diese 
pauschal erhoben wird. Der Solidaritätszuschlag beträgt 
in der Regel 5,5 % der Bemessungsgrundlage.

Der Regelsteuersatz von 5,5 % kann unterschritten werden. 
Das SolZG normiert eine Nullzone (§ 3 Abs. 3 SolZG).  Bei 
Einhaltung der Nullzone fällt kein SolZ an.

Wird die Nullzone überschritten, fällt nicht sofort der vol-
le SolZ von 5,5 % an. In einem Übergangsbereich wird der 
SolZ an den vollen Satz von 5,5 % herangeführt (§ 4 Satz 2 
SolZG). 
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Vorgesehene Änderung
Der vorliegende Regierungsentwurf zum Gesetz zur Rück-
führung des Solidaritätszuschlags vom 21.08.2019 sieht 
Folgendes vor: 
    �Der Solidaritätszuschlag soll über den VZ 2021 hinaus 

fortgeführt werden.
    �Die Nullzone soll mit Wirkung ab dem VZ 2021 stark er-

höht werden. Durch die Anhebung der Nullzone sollen 
rund 90 % der Steuerzahler nicht mehr mit dem Solida-
ritätszuschlag belastet werden.

Übersicht

Ende der Nullzone
bei Anwendung 
der ESt nach  
Grundtabelle

bei Anwendung 
der ESt nach  
Splittingtabelle

ab 01.01.2002 972 € 1.944 €

ab 01.01.2021 16.956 € 33.912 €

Durch die Anhebung der Nullzone ergeben sich Folgewir-
kungen auch auf den Übergangsbereich.

BONUSZAHLUNGEN: NEUES ZU WERBEPRÄMIEN

Zahlt eine Krankenkasse Beiträge an einen Mandanten 
zurück, muss der Sonderausgabenabzug für die laufen-
den Versicherungsbeiträge entsprechend gekürzt werden. 
Bonuszahlungen der Krankenkassen können wie Beitrags-
rückerstattungen zu behandeln sein. Die Finanzverwaltung 
hat in 2019 beschlossen, dass Prämien für die Vermitt-
lung von Mitgliedschaften in der gesetzlichen und priva-
ten Krankenversicherung beim Prämienempfänger nicht 
als Beitragsrückerstattung die abziehbaren Sonderausga-
ben mindern. Bei den Prämien für die Mitgliederwerbung 
handelt es sich jedoch um Einkünfte i.S.d. § 22 Nr. 3 EStG. 
Diese sind steuerpflichtig, sofern sie in der Summe 256 
EUR oder mehr betragen. Betragen die Einkünfte nach § 22 
Nr. 3 EStG im jeweiligen VZ weniger als 256 EUR, bleiben 
sie steuerfrei.

DAS ZURÜCKSCHNEIDEN ÜBER DIE GRUNDSTÜCKS-
GRENZE RAGENDER ÄSTE

Es ist schon spannend, mit welchen Fragen sich das höchs-
te Deutsche Zivilgericht, der BGH, befassen muss.

Im Streitfall ging es um die Beantwortung der Frage, welche 
Rechte bzw. Verpflichtungen bestehen, wenn Äste über die 
Grundstücksgrenze ragen.

Nach der Entscheidung des BGH kann ein Grundstücks-
eigentümer von seinem Nachbarn verlangen, dass dieser 
über die Grenze herüberragende Äste entfernt. Vorausset-
zung hierfür ist jedoch, dass die Grundstücksnutzung be-
einträchtigt wird.

Der Beseitigungsanspruch muss nach §§ 195, 199 BGB je-
doch innerhalb von drei Jahren nach der Kenntnisnahme 
der Störung geltend gemacht werden, da er ansonsten ver-
jährt.

Unabhängig davon steht dem Grundstückseigentümer ein 
Selbsthilferecht zu. Er kann die vom Nachbargrundstück 
herüberragenden Zweige selbst abschneiden.

MIETVERTRÄGE ZWISCHEN LEBENSGEFÄHRTEN ÜBER 
DIE HÄLFTE DER GEMEINSAM GENUTZTEN WOHNUNG 
STEUERLICH GESTALTEN

In einem aktuellen Urteil des Finanzgerichts Baden-Würt-
temberg ist ein Mietvertrag zwischen Lebensgefährten 
über die Hälfte der gemeinsamen Wohnung steuerlich 
nicht anerkannt worden. Das führte dazu, dass der erklärte 
Verlust aus den Einkünften aus Vermietung und Verpach-
tung durch das Finanzamt versagt worden ist.

Bei genauer Betrachtung der Entscheidung wird jedoch 
deutlich, welchen Fehler die Beteiligten aus der Perspekti-
ve des Gerichts gemacht haben. Das Gericht hat sich da-
ran gestört, dass hier die Hälfte einer Wohnung vermietet 
worden ist. Ein fremder Dritter würde sich auf die Berech-
tigung der Mitbenutzung einer Wohnung ohne individuell 
abgrenzbare Räume nicht einlassen.

Hieraus ist zu folgern, dass der Vermietungsvertrag aus-
schließlich in der Weise gestaltet werden muss, damit er 
einem Fremdvergleich standhält. Wohngemeinschaften 
zwischen Fremden und die Vermietung von möblierten 
Zimmern sind durchaus üblich. Daher dürfte die Vermie-
tung auch steuerlich anzuerkennen sein, wenn Gegen-
stand des Mietvertrags einzelne Räume und die Mitbenut-
zung von Gemeinschaftseinrichtungen sind.

HAUSEIGENTÜMER
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ACHTUNG FÜR ALLE GESELLSCHAFTER VON KAPITALGE-
SELLSCHAFTEN MIT GESELLSCHAFTERDARLEHEN

Die ertragsteuerliche Behandlung von Gesellschafterdarle-
hen bei Gesellschaftern, die i.S.d. § 17 EStG an einer Kapital-
gesellschaft beteiligt sind, hat sich in den letzten Jahren nun 
viermal verändert. Die Steuerpflichtigen und ihre Berater 
stehen aktuell vor einer nicht unerheblichen Herausforde-
rung, um sich für die sich ändernde Rechtslage optimal zu 
positionieren.

In der Vergangenheit (bis zum 27.09.2017) fand ggf. das 
Eigenkapitalersatzrecht Anwendung. Danach wurden Ge-
sellschafterdarlehen als nachträgliche Anschaffungskosten 
der Beteiligung behandelt.

Aktuell (seit dem 28.09.2017) findet diese Rechtslage nach 
Auffassung des Bundesfinanzhofs keine Anwendung mehr. 
Dieser Rechtsauffassung sind die Finanzbehörden gefolgt.

Aufgrund einer Grundsatzentscheidung des Bundesfinanz-
hofs aus 2017 entstand auf der Ebene der Steuerpflichtigen 
dem Grunde nach eine Entspannung, da der Bundesfinanz-
hof den Verlust von Darlehen im Rahmen der Einkünfte aus 
Kapitalvermögen vollumfänglich berücksichtigen möchte.

Die Finanzbehörden wenden diese Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs (durch eine Nicht-Veröffentlichung des 
Urteils im Bundessteuerblatt) jedoch nicht an.

Und nun geschieht das, was sämtliche Beobachter erwar-
tet haben. Der Gesetzgeber ändert nun (nach den Gesetz-
entwürfen des Gesetzes zu steuerlichen Förderung der 
Elektromobilität) das Einkommensteuergesetz im Sinne 
der Finanzbehörden.

Hier werden in Artikel 2 des Gesetzentwurfs die beiden 
neuen Vorschriften § 20 (2) S. 3 EStG und § 17 (2a) EStG 
eingefügt, die ab 2020 anzuwenden sein sollen.
 
Demnach wird die Berücksichtigung von Verlusten (u. a.) 
aus Gesellschafterdarlehen im Rahmen der Kapitaleinkünf-
te ausgeschlossen.

Daneben wird das alte (durch den Bundesfinanzhof aufge-
hobene) alte Eigenkapitalersatzrecht nun gesetzlich fixiert.

Sollten Sie von diesen Fragestellungen betroffen sein, so 
empfehlen wir Ihnen dringend das Gespräch mit Ihrer 
Steuerberaterin/Ihrem Steuerberater zu suchen, um ggf. 
die noch in diesem Jahr erforderlichen Schritte zu unter-
nehmen.

EINE SEHR HARTE ENTSCHEIDUNG DES BUNDESFINANZ-
HOFS: BIS ZU WELCHEM ZEITPUNKT MUSS DER ANTRAG 
AUF ANWENDUNG DES TEILEINKÜNFTEVERFAHRENS 
AUCH BEI VERDECKTEN GEWINNAUSSCHÜTTUNGEN 
GESTELLT WERDEN?

Steuerpflichtige mit Kapitalerträgen aus einer unternehme-
rischen Beteiligung müssen den Antrag auf Regelbesteue-
rung anstelle der Abgeltungsteuer spätestens zusammen 
mit der Einkommensteuererklärung stellen, um so die an-
teilige Steuerfreistellung im Rahmen des sog. Teileinkünfte-
verfahrens zu erlangen. Das hat der BFH zu § 32d Abs. 2 Nr. 
3 Satz 4 EStG entschieden.

Die Antragsfrist gilt auch, wenn sich das Vorliegen von Ka-
pitalerträgen erst durch die Annahme einer verdeckten 
Gewinnausschüttung im Rahmen einer Außenprüfung er-
gibt. Hat der Steuerpflichtige keinen vorsorglichen An-
trag auf Regelbesteuerung gestellt, besteht dann auch 
nicht die Möglichkeit einer Wiedereinsetzung nach  
§ 110 AO.

Im Streitfall war der Kläger Alleingesellschafter der A-GmbH 
und Geschäftsführer der B-GmbH, einer 100%-igen Toch-
tergesellschaft der A-GmbH. Er bezog in den Streitjahren 
2009 bis 2011 von der B-GmbH Gehalts- und Tantieme-
zahlungen sowie Honorare für Beratungsleistungen. Diese 
erklärte er bei seinen Einkünften aus selbstständiger bzw. 
nichtselbstständiger Arbeit. Einkünfte aus seiner Beteili-
gung an der A-GmbH erklärte er nicht.

Der Kläger stellte jeweils Anträge auf sog. Günstigerprü-
fung, jedoch keine Anträge auf Regelbesteuerung gem.  
§ 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG. Hierfür hatte er bei der Abgabe 
seiner Einkommensteuererklärungen keinen Anlass 

KAPITALGESELLSCHAFTEN / 
KAPITALANLEGER
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gesehen, da er von Einkünften aus nichtselbstständi-
ger oder selbstständiger Arbeit ausging.

Erst nachdem sich im Rahmen einer Außenprüfung erge-
ben hatte, dass ein Teil des Geschäftsführergehaltes, der 
Entgelte für Beratungsleistungen und der Tantieme als ver-
deckte Gewinnausschüttungen anzusehen waren, stellte 
der Kläger Anträge auf Regelbesteuerung. In den geänder-
ten Einkommensteuerbescheiden erhöhte das Finanzamt 
die Kapitaleinkünfte des Klägers um die verdeckten Ge-
winnausschüttungen. Es unterwarf diese nach Günstiger-
prüfung zwar der tariflichen Einkommensteuer, wendete 
jedoch das Teileinkünfteverfahren nicht zugunsten des Klä-
gers an. Dies hat der BFH als zutreffend angesehen.

Nach dem Urteil des BFH findet das Teileinkünfteverfahren 
keine Anwendung. Allein der vom Kläger gestellte Antrag 
auf Günstigerprüfung führe nicht zu der begehrten anteili-
gen Steuerfreistellung der Einkünfte aus der A-GmbH. Den 
für eine solche anteilige Freistellung erforderlichen Antrag 
gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG habe der Kläger erst nach 
der Abgabe der Einkommensteuererklärungen und damit 
nicht fristgerecht gestellt.

Die in den Steuererklärungen enthaltenen Anträge auf 
Günstigerprüfung könnten nicht als fristgerechte konklu-
dente Anträge gem. § 32d Abs. 2 Nr. 3 EStG angesehen 
werden. Eine teleologische Reduktion der gesetzlichen Fris-
tenregelung, wie sie das Finanzgericht angenommen habe, 
scheide aus.

Das Gesetz, das dem Steuerpflichtigen ausdrücklich nur 
ein fristgebundenes Wahlrecht gewähre, sei nicht planwid-
rig unvollständig. Der Steuerpflichtige könne sein Antrags-
recht auch vorsorglich ausüben. Verzichte er auf einen 
solchen vorsorglichen Antrag, trage er das Risiko einer un-
zutreffenden Beurteilung von Einkünften im Rahmen sei-
ner Steuererklärung.

Eine Wiedereinsetzung in die versäumte Antragsfrist lehnte 
der BFH ebenfalls ab, weil im Zeitpunkt der Antragsnach-
holung durch den Kläger die Jahresfrist des § 110 Abs. 3 
AO bereits verstrichen und auch kein Fall höherer Gewalt 
anzunehmen war.

KIRCHENSTEUER-ERSTATTUNG AUF ABGELTUNG-
STEUER

Ein Sonderausgabenabzug von gezahlter KiSt scheidet 
aus, soweit die KiSt als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer 
oder als Zuschlag auf die nach dem gesonderten Tarif des  
§ 32d Abs. 1 EStG ermittelte Einkommensteuer gezahlt wur-
de. Diese KiSt wird bereits bei Bemessung des besonderen 
Steuersatzes auf Kapitalerträge mindernd berücksichtigt. 

Umgekehrt bedeutet dies, dass die Erstattung von mit 
Abgeltungswirkung einbehaltener Kirchensteuer zum 
Kapitalertrag im Erstattungsjahr – auch bei Ermittlung 
des Erstattungsüberhangs – nicht zu berücksichtigen 
ist.

Beispiel
A ist an einer GmbH beteiligt. Aus dieser Beteiligung erhielt 
A in 2018 eine Gewinnausschüttung, die bei A zu – der Abgel 
tungsteuer unterliegenden – Einkünften aus Kapitalvermö-
gen führte. A war bereits 2016 aus der Kirche ausgetreten. 
Dennoch behielt die GmbH bei der Gewinnausschüttung 
2018 neben der KapSt auch KiSt ein. Die zu Unrecht einbe-
haltene KiSt für das Jahr 2018 wurde in 2019 erstattet.

Die KiSt-Erstattung ist bei der Veranlagung 2019 unberück-
sichtigt zu lassen. Dies gilt auch bei Ermittlung des Erstat-
tungsüberhangs. Die ursprüngliche Forderung der FinVerw, 
jedwede KiSt-Erstattung zur Vermeidung der Aufrollung 
früherer Veranlagungsjahre steuerlich gleich zu behandeln, 
hat sich nicht durchgesetzt.

WAS PASSIERT, WENN EIN INVESTITIONSABZUGSBE-
TRAG IN ANSPRUCH GENOMMEN WIRD UND DER BE-
TRIEB UNENTGELTLICH AUF DIE NACHFOLGEGENERATI-
ON ÜBERTRAGEN WIRD?

Die konkrete Rechtsfrage
Fraglich war im Streitfall, ob die Rückgängigmachung des 
Investitionsabzugsbetrags nach § 7g (3) EStG im Fall der un-
entgeltlichen Betriebsübertragung nach § 6 (3) EStG beim 
Übernehmer oder den Übergeber zu erfassen ist. Im Üb-
rigen war im Streitfall fraglich, ob diesbezüglich eine – rück-
wirkende – abweichende Gewinnverteilungsabrede getrof-
fen werden kann.

Die Beurteilung durch das Finanzgericht
Aufgrund der Systematik des § 7g (3) EStG kommt es immer 
zu einer rückwirkenden Änderung beim Rechtsvorgänger, 
auch wenn der Rechtsnachfolger für die Nicht-Investition 
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verantwortlich ist. Sollten die Beteiligten abweichende Ver-
einbarungen getroffen haben, so wertet das Finanzgericht 
diese Vereinbarung als Grundlage für einen zivilrechtlichen 
Ausgleichsanspruch unter den Beteiligten.

MELDEPFLICHT FÜR ELEKTRONISCHE KASSENSYSTEME – 
VORDRUCK ABWARTEN!

Das Bayerische Landesamt für Steuern hat auf seiner 
Homepage auf die Vorschrift des § 146a Abs. 4 Abgaben-
ordnung aufmerksam gemacht.

Demnach müssen Steuerpflichtige ab dem 01.01.2020 ihr 
elektronisches Aufzeichnungssystem an die Finanzämter 
melden. Hiervon sind insbesondere sämtliche Kassensys-
teme betroffen.

Dem zuständigen Finanzamt sind u. a. die Art und die 
Anzahl der im jeweiligen Unternehmen eingesetzten elek- 
tronischen Aufzeichnungssysteme und der zertifizierten 
Sicherungseinrichtungen mitzuteilen. 

Für Steuerpflichtige, die ein elektronisches Aufzeichnungs-
system vor dem 01.01.2020 angeschafft haben, gilt dafür 
eine Frist bis zum 31.01.2020 (vgl. § 146a Abs. 4 AO).

Die Meldung an das Finanzamt ist nach der gesetzlichen 
Regelung ausschließlich mittels eines amtlich vorgeschrie-
benen Vordrucks möglich. Dieser Vordruck steht derzeit 
noch nicht zur Verfügung.

Betroffene Unternehmen sollten daher abwarten, bis der 
Vordruck veröffentlich wird. Sollten Sie von der vorstehen-
den Problematik betroffen sein, so sollten Sie dringend das 
Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steuerberater 
suchen, um das weitere Vorgehen abzusprechen.

GEWERBLICHE TÄTIGKEIT DURCH NACHHALTIG AUS-
GEÜBTE WARENVERKÄUFE AUF DER INTERNETPLATT-
FORM EBAY

Nach Auffassung des Hessischen Finanzgerichts handelt 
derjenige gewerblich, der kostengünstig oder kostenlos 
Gegenstände erwirbt, um sie anschließend über eBay in 
Form von Versteigerungen mit Gewinn zu veräußern. Die 
Kläger möchten diese Entscheidung nicht akzeptieren und 
haben aus diesem Grunde Revision beim Bundesfinanzhof 
eingelegt.

Die Argumentation der Kläger baut darauf auf, dass es 
sich bei der Tätigkeit um eine reine Vermögensverwaltung 
handle. Der Verkaufstätigkeit habe kein Plan zugrunde ge-
legen. Es seien jeweils zufällige Verkaufsaktivitäten gewe-
sen, die als Hobby zu bezeichnen seien.

Es wird spannend sein, wie sich der Bundesfinanzhof zu 
dieser Fragestellung positionieren wird.

ACHTUNG: DIE GEFAHR DER GEWERBLICHEN INFEKTION 
BEI EINER INTEGRIERTEN VERSORGUNG DURCH ÄRZTE 

Das Problem
Im Urteilsfall liegt m. E. eine extreme Fallgestaltung vor, die 
durch das Finanzgericht auch anders hätte entschieden 
werden können. Das Finanzgericht begründet diese Ent-
scheidung damit, dass es sich um eine reine Tatsachenfra-
ge handele und nicht um eine Rechtsfrage.

Im konkreten Streitfall ging es um die Abgabe von Faktor-
präparaten an Bluter zur Heimselbstbehandlung. Nach 
Auffassung der Finanzbehörden führt die Abgabe derarti-
ger Medikamente zur Annahme einer gewerblichen Betäti-
gung. Etwas anderes soll nur dann gelten, wenn die Medi-
kamente eng mit der eigentlichen Behandlung verbunden 
sind. In derartigen Fallgestaltungen könne die Abgabe nicht 
selbstständig betrachtet werden, sondern sei Bestandteil 
der ärztlichen Versorgung.
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Hierauf haben sich die Kläger berufen, und dargestellt, dass 
die Abgabe der Faktoren ein Teil der umfassenden einheit-
lichen, engmaschig überwachten ambulanten Behandlung 
sei. Diese Behandlung ende nicht an der Praxistüre.

Die Beurteilung durch das Finanzgericht
    �Das FG hat diese Argumentation der Kläger nicht gelten 

lassen.
    �Nach Auffassung des Senats hätten die Patienten die 

Präparate auch einfach über die Apotheke beziehen 
können.

    �Das FG gelangt daher in einer m. E. sehr harten Ent-
scheidung zu einer gewerblichen Tätigkeit hinsichtlich 
der Medikamentenabgabe, die die ärztliche BAG nach § 
15 (3) Nr. 1 EStG infiziert.

 
Sollten Sie von ähnlichen Fragestellungen (Medikamenten-
abgabe an Patienten etc.) betroffen sein, sollten Sie drin-
gend das Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin/Ihrem Steu-
erberater suchen. Sie werden Ihnen die Wege aufzeigen, 
die das vorstehende Ergebnis verhindern.

SOZIALVERSICHERUNGSRECHT: NOTARZT IM RETTUNGS- 
DIENST IST SELBSTÄNDIGER

Die Tätigkeit als Notarzt – neben einer anderen vollberuf-
lichen Tätigkeit – ist immer wieder Gegenstand von Sozial-
versicherungsprüfungen.

In einem aktuellen Gerichtsverfahren beim LSG Hessen 
war ein Notarzt gegeben, der hauptberuflich in Vollzeit bei 
einem Dritten beschäftigt gewesen ist.

Das Vertragsverhältnis mit dem Träger des Rettungsdiens-
tes verpflichtet ihn zu Erbringung von Rettungsdiensten, 
die durch die Leitstellte des Rettungsdienstes mitgeteilt 
werden. Die Einteilung zum Dienstplan konnte nur in Ab-
sprache mit dem Notarzt erfolgen. 

Der Notarzt hatte keinen Urlaubsanspruch, keinen An-
spruch auf Weihnachtsgeld oder Lohnfortzahlung.

Das LSG Hessen ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die ver-
traglichen Vereinbarungen eindeutig dafür sprechen, dass 
der Notarzt selbstständig tätig und somit nicht sozialversi-
cherungspflichtig ist.

Entscheidend war für das LSG Hessen jedoch, dass Wei-
sungsfreiheit für den Notarzt bestand und die Einteilung 
zum Dienstplan ausschließlich in Absprache zwischen dem 
Arbeitgeber und dem Notarzt erfolgen konnte.

DIE ÜBERPRÜFUNG DER OBERGRENZE DES WEIH-
NACHTS- UND URLAUBSGELDES

Ein Arbeitgeber hatte arbeitsvertraglich versprochen, die 
Bemessungsobergrenze für die Berechnung zusätzlichen 
erfolgsbezogenen Urlaubs- und Weihnachtsgelds alle zwei 
Jahre zu überprüfen. Der Arbeitgeber überprüfte zwar die 
Obergrenze, entschied jedoch mehrfach, sie unverändert 
zu lassen.

Ein Arbeitnehmer machte geltend, dass sich aus der Über-
prüfungsklausel für ihn ein Anspruch auf Überprüfung der 
Grenze durch den Arbeitgeber und eine Erhöhung nach bil-
ligem Ermessen ergebe.

Das Bundesarbeitsgericht beurteilt diese Rechtsauffassung 
als unzutreffend.

Für eine Anpassungspflicht müssten entsprechende ver-
tragliche Vereinbarungen bestehen. Eine bloße Überprü-
fungspflicht enthalte jedoch gerade keine Anpassungsver-
pflichtung.

Das Bundesarbeitsgericht macht auch deutlich, dass eine 
Überprüfungsverpflichtung ohne eine Anpassungsver-
pflichtung nicht sinnlos sei. Sie stellt sicher, dass die Über-
prüfung nicht vergessen wird und die Arbeitnehmer sie 
einfordern können.

Die Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts zeigt somit 
sowohl für die Arbeitgeber als auch für die Arbeitnehmer 
die Verhandlungslinien auf.

STEUERFREIE ERSTATTUNG ÖFFENTLICHER VERKEHRS-
MITTELKOSTEN

Mit dem Gesetz zur Vermeidung von Umsatzsteuerausfäl-
len beim Handel mit Waren im Internet und zur Änderung 
weiterer steuerlicher Vorschriften wurde ab 2019 eine 
neue Steuerbefreiung zugunsten von Arbeitgeberleistun-
gen für öffentliche Verkehrsmittelkosten eingeführt. Diese 
Steuerfreiheit gilt für Arbeitgeberleistungen, sofern diese 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn geleistet 
werden.

In einem umfangreichen BMF-Schreiben vom 15.08.2019 
hat die Finanzverwaltung ausführlich zur Anwendung des 
§ 3 Nr. 15 EStG Stellung genommen. 

Bedeutsam ist insbesondere folgende Vereinfachungsre-
gelung: Von der neuen Steuerfreiheit begünstigt sind
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    �Arbeitgeberleistungen für Fahrten des Arbeitnehmers 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln im Linienverkehr (ohne 
Luftverkehr) – Personenfernverkehr – zwischen Woh-
nung und erster Tätigkeitsstätte und diesen gleichge-
stellte Fahrten (1. Alternative) sowie

    �Arbeitgeberleistungen für alle Fahrten des Arbeitnehmers 
im öffentlichen Personennahverkehr (2. Alternative). 

Die Abgrenzung zwischen den unterschiedlichen Alternati-
ven ist bedeutsam, weil nur bei der Alternative 2 auch die 
Privatfahrten steuerbefreit bleiben. Nach Auffassung der 
Finanzverwaltung gehören zum Personenfernverkehr (öf-
fentliche Verkehrsmittel im Linienverkehr):
    �Fernzüge der Deutschen Bahn (ICE, IC, EC), Fernbusse 

auf festgelegten Linien oder Routen und mit festgeleg-
ten Haltepunkten,

    �vergleichbare Hochgeschwindigkeitszüge und schnell-
fahrende Fernzüge anderer Anbieter (z. B. TGV, Thalys).

Zum öffentlichen Personennahverkehr gehört die all-
gemein zugängliche Beförderung von Personen im Lini-
enverkehr, die überwiegend dazu bestimmt ist, die Ver-
kehrsnachfrage im Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr zu 
befriedigen. 

Als öffentlicher Personennahverkehr i.S.d. § 3 Nr. 15 
EStG gelten nach Auffassung der Finanzverwaltung aus 
Vereinfachungsgründen alle öffentlichen Verkehrsmit-
tel, die nicht Personenfernverkehr im vorgenannten 
Sinne sind.

E-SCOOTER UND LOHNSTEUERRECHT

E-Scooter sind gerade in Großstädten immer häufiger an-
zutreffen. Kurz nach der Zulassung der E-Scooter stellten 
sich Fragen nach der Lohnabrechnung, weil die Arbeitge-
ber diese oftmals als Benefit zur Verfügung gestellt haben. 
Hierzu gilt Folgendes:

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern einen E-Scoo-
ter für die beruflich veranlassten Auswärtstätigkeiten zur 
Verfügung (z. B. Kundenbesuch in der Innenstadt), handelt 
es sich um steuerfreien Reisekostenersatz in Form einer 
Sachleistung. 

Praxishinweis
Arbeitgeber unterhalten mittlerweile oftmals E-Scoo-
ter, die nur für betriebliche Zwecke zu nutzen sind (Fir-
men-E-Scooter). Hierfür ist kein steuerpflichtiger geld-
werter Vorteil zu erfassen. 

Stellt der Arbeitgeber dem Mitarbeiter einen E-Scooter 
auch zur privaten Nutzung und für die Wege zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte zur Verfügung, ist der 
geldwerte Vorteil steuerpflichtig. 

Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 37 EStG greift nicht. Nach 
der maßgebenden Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung 
handelt es sich bei einem E-Scooter aufgrund der verkehrs-
rechtlichen Zulassungspflicht um ein Kraftfahrzeug mit der 
Folge, dass der geldwerte Vorteil nach Dienstwagengrund-
sätzen unter Berücksichtigung der Regelungen für Elektro-
fahrzeuge zu ermitteln ist. Mit klarstellenden Erlassen der 
Finanzverwaltung ist in Kürze zu rechnen. 

Beispiel 
Arbeitgeber A überlässt seinem Arbeitnehmer B ab August 
2019 einen E-Scooter auch zur Privatnutzung und für Fahr-
ten Wohnung/erste Tätigkeitsstätte (Entfernung = 5 km). 
Die unverbindliche Preisempfehlung des E-Scooters be-
trägt 1.650 EUR. 

Geldwerter Vorteil
Bruttolistenpreis: 1.650 € x ½ =                                        825,00 € 
abgerundet auf volle 100 € =	                               800,00 €
Privatnutzung: 1 % v. 800 € =	                                    8,00 €

Fahrt zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte: 	
0,03 % v. 800 € x 5 Ekm =	                                   1,20 €
Summe	                                                                          9,20 €

Da der vom Arbeitgeber überlassene E-Scooter nach 
Dienstwagengrundsätzen abzurechnen ist, gelten die Rege-
lungen zur lohnsteuerlichen Behandlung der Überlassung 
eines betrieblichen Kfz an Arbeitnehmer entsprechend 
(BMF-Schr. v. 04.04.2018 – BStBl I 2018, 592). Auf folgende 
Besonderheiten ist insbesondere zu achten:
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    �Bei der Erfassung der Fahrten zwischen Wohnung und 
erster Tätigkeitsstätte kann der geldwerte Vorteil alter-
nativ zur 0,03 %-Regelung nach der 0,002 %-Regelung 
ermittelt werden.

    �Wird der E-Scooter nur für eine Teilstrecke der Fahrt 
zur ersten Tätigkeitsstätte genutzt, weil die andere Teil- 
strecke z. B. mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückge-
legt wird, so kann nur die mit dem E-Scooter tatsächlich 
zurückgelegte Teilstrecke zu erfassen sein.

MINDERT DIE ÜBERNAHME DER KOSTEN EINES EIN-
STELLPLATZES DEN GELDWERTEN VORTEIL EINES AR-
BEITNEHMERS AUFGRUND DER PKW-ÜBERLASSUNG 
DURCH EINEN ARBEITGEBER

Der Streitfall
Im Streitfall beim FG Münster ging es um die Beantwortung 
der Frage, ob die Kosten für einen Einstellplatz, die durch 
den Arbeitnehmer getragen worden sind, zu einer Min-
derung des geldwerten Vorteils für die PKW-Überlassung 
durch den Arbeitgeber führt. Zu erwähnen ist jedoch, dass 
es keine entsprechende Verpflichtung für den Arbeitneh-
mer gegeben hat.

Die Beurteilung durch das Finanzgericht
Das Finanzgericht Münster hat die Minderung des geld-
werten Vorteils abgelehnt. Das FG baut seine ablehnende 
Haltung jedoch darauf auf, dass es keine Verpflichtung des 
Arbeitnehmers aufgrund einer Vereinbarung mit seinem 
Arbeitgeber gegeben hat.

Sollten Sie sich in einer ähnlichen Situation befinden, soll-
ten Sie dringend das Gespräch mit Ihrer Steuerberaterin/
Ihrem Steuerberater suchen. Sie werden Ihnen die Wege 
aufzeigen, die das vorstehende Ergebnis verhindern.

BFH-URTEILE ZUR ERSTEN TÄTIGKEITSSTÄTTE WERDEN 
AMTLICH VERÖFFENTLICHT

Der BFH hat mit folgenden Urteilen zum seit 2014 gelten-
den steuerlichen Reisekostenrecht Stellung bezogen:
    �BFH-Urt. v. 04.04.2019 – VI R 27/17: Erste Tätigkeitsstät-

te eines Polizisten im Einsatz- und Streifendienst an der 
Polizeiwache

    �BFH-Urt. v. 10.04.2019 – VI R 6/17: Bestimmung einer 
ersten Tätigkeitsstätte bei befristeten Beschäftigungs-
verhältnissen

    �BFH-Urt. v. 11.04.2019 – VI R 36/16: Fahrtkosten eines 
Gesamthafenarbeiters nach steuerlichem Reisekosten-
recht (Hamburger Hafen mit Einsätzen bei Hafeneinzel-
betrieben)

    �BFH-Urt. v. 11.04.2019 – VI R 40/16: Erste Tätigkeitsstätte 
einer Flugzeugführerin an der „home-base“

    �BFH-Urt. v. 11.04.2019 – VI R 12/17: Erste Tätigkeitsstät-
te einer Luftsicherheitskontrollkraft am (großräumigen) 
Flughafengelände

Praxishinweis
Die BFH-Rechtsprechung hat in wesentlichen Teilen 
die Auffassung der Finanzverwaltung zur Bestimmung 
der ersten Tätigkeitsstätte übernommen. Insbesonde-
re liegt im Falle einer dauerhaften Zuordnung eine ers-
te Tätigkeitsstätte gem. § 9 Abs. 4 Satz 1 und 2 EStG vor. 
Der arbeitsvertraglichen Regelung kommt eine hohe 
Bedeutung zu. 

Die FinVerw hat beschlossen, die o. g. Entscheidungen im 
BStBl amtlich zu veröffentlichen. Damit kommen die Ur-
teilsgrundsätze über den entschiedenen Einzelfall hinaus 
zur Anwendung. 

Die Veröffentlichung ist überraschend: Zwar hat der BFH 
mit seinen Entscheidungen die Rechtsauslegung der Fi-
nanzbehörden in weiten Teilen bestätigt. Es ergibt sich im 
Detail aber zumindest eine wesentliche Abweichung. In § 9 
Abs. 4 Satz 3 EStG heißt es:

Von einer dauerhaften Zuordnung ist insbesondere auszuge-
hen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet, für die Dauer des 
Dienstverhältnisses oder über einen Zeitraum von 48 Monaten 
hinaus an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll.

Bei befristeten Arbeitsverhältnissen kommt eine unbefris-
tete Zuordnung nicht in Betracht (BFH-Urt. v. 10.04.2019 – 
VI R 6/17, DStR 2019, 1514 Rz. 32). Es ist ausgeschlossen, 
dass der Arbeitnehmer unbefristet an einer solchen Tätig-
keitsstätte tätig werden soll. Der BFH schließt sich nicht der 
anders lautenden Auffassung der FinVerw an (BMF-Schr. v. 
24.10.2014, BStBl I 2014, 1412 Rz. 19). War der Arbeitneh-
mer im Rahmen eines befristeten Arbeits- oder Dienstver-
hältnisses bereits einer ersten Tätigkeitsstätte zugeordnet 
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und wird er im weiteren Verlauf einer anderen Tätigkeits-
stätte zugeordnet, erfolgt diese zweite Zuordnung nicht 
mehr für die gesamte Dauer des (verbleibenden) Arbeits- 
oder Dienstverhältnisses. Denn in Bezug auf die zweite Zu-
ordnung steht (aus der auch insoweit maßgeblichen Sicht 
ex ante) fest, dass sie nicht für die (gesamte) Dauer des 
Dienstverhältnisses gilt, sondern lediglich für die Dauer des 
verbleibenden Arbeits- oder Dienstverhältnisses.

Nach der BFH-Rechtsprechung ist im jeweiligen Einzelfall 
zu unterscheiden, ob die Verlängerung des befristeten Ar-
beitsverhältnisses 
    �die (zeitlich begrenzte) Fortführung des bisherigen Be-

schäftigungsverhältnisses (= einziges, wiederholt verlän-
gertes Beschäftigungsverhältnis) oder

    �ein neues Beschäftigungsverhältnis
ist.

UMSATZSTEUERLICHE BEHANDLUNG DER VERMIETUNG 
EINER KOMPLETTEN ZAHNARZTPRAXIS

Im Streitfall verpachtete eine GmbH ein Gebäude zum Be-
trieb einer Zahnarztpraxis an eine Ärztegemeinschaft.

Die Besonderheit bestand darin, dass in dem Pachtvertrag 
neben der Überlassung der Räumlichkeiten bewegliche 
Wirtschaftsgüter – die für eine funktionsfähige Zahnarzt-
praxis erforderlich sind – mitverpachtet wurden. 

Die GmbH ging von einer umsatzsteuerfreien Verachtung 
aus, während das Finanzamt hierin eine umsatzsteuer-
pflichtige Leistung erblickte.

Das Finanzgericht München ist der Rechtsauffassung des 
Finanzamtes gefolgt. Es sieht in der vertraglichen Verein-
barung eine einheitliche Leistung besonderer Art, die dem 
Regelsteuersatz unterliegt.

Das Finanzgericht ist insbesondere deshalb zu diesem Er-
gebnis gelangt, weil die Verpachtung der Räumlichkeiten 
und der Einrichtung in einem Vertrag vorgenommen wor-
den ist.

Bei der getrennten Verpachtung der Wirtschaftsgüter hätte 
sich somit eine ganz andere Beurteilung ergeben. Die Ver-
pachtung der Räumlichkeiten hätte umsatzsteuerfrei und 
lediglich die Verpachtung der beweglichen Wirtschaftsgü-
ter hätte umsatzsteuerpflichtig erfolgen müssen.
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Haftungsausschluss | Die in diesem Rundschreiben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

FÄLLIGKEITSTERMINE FÜR STEUERN UND BEITRÄGE ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG VON OKTOBER BIS DEZEMBER 2019

STEUERTERMINE IM OKTOBER 2019 

STEUERTERMINE IM NOVEMBER 2019 

STEUERTERMINE IM DEZEMBER 2019 

DIE FÄLLIGKEITEN DER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE ERGEBEN SICH AUS DER NACHFOLGENDEN TABELLE: 

10.10.2019 Umsatzsteuer 8.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 9.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 9.2019

Lohnsteuer III.2019

11.11.2019 Umsatzsteuer 9.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 10.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 10.2019

15.11.2019 Gewerbesteuer IV.2019

Grundsteuer IV.2019

10.12.2019 Einkommensteuer-VZ IV.2019

Körperschaftsteuer-VZ IV.2019

Umsatzsteuer 10.2019 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 11.2019 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 11.2019

Eingang Beitragsnachweis Zahlungseingang

24.10.2019 28.10.2019

25.11.2019 27.11.2019

19.12.2019 23.12.2019

Bei Scheckeinzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin vorliegen. 


